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BUNDESGERICHTSHOF 

 
BESCHLUSS 

 
2 StR 430/20 

vom 

19. Januar 2021 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

 

 

wegen Untreue u.a. 

hier: Revision der Nebenbeteiligten 
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Der 2. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat auf Antrag des Generalbundesan-

walts und nach Anhörung der Beschwerdeführerin am 19. Januar 2021 gemäß 

§ 349 Abs. 2 und 4 StPO beschlossen: 

 

1. Auf die Revision der Nebenbeteiligten wird das Urteil des Land-

gerichts Frankfurt am Main vom 22. Juli 2020 mit den Feststel-

lungen aufgehoben, soweit die Einziehung eines 12.248,13 € 

übersteigenden Betrages angeordnet ist. 

 

Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zu neuer Verhand-

lung und Entscheidung, auch über die Kosten des Rechtsmit-

tels, an eine andere Strafkammer des Landgerichts zurückver-

wiesen. 

 

2. Die weitergehende Revision wird verworfen.  

 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat in einem ersten Rechtsgang den nicht revidierenden 

Angeklagten wegen Untreue und anderem zu einer Gesamtfreiheitstrafe verur-

teilt und eine Einziehungsentscheidung getroffen. Darüber hinaus hat es gegen 

die Nebenbeteiligte, die geschiedene Ehefrau des Angeklagten, als Gesamt-

schuldnerin die Einziehung eines Betrags von 95.738,28 € angeordnet. Auf deren 
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Revision hat der Senat die die Nebenbeteiligte betreffende Einziehungsentschei-

dung mit den zugrundeliegenden Feststellungen aufgehoben und die Sache in-

soweit zu neuer Verhandlung und Entscheidung an eine andere Strafkammer des 

Landgerichts zurückverwiesen. Nunmehr hat das Landgericht gegen die Neben-

beteiligte als Gesamtschuldnerin die Einziehung eines Betrages in Höhe von 

38.086,35 € angeordnet. Die hiergegen gerichtete Revision der Nebenbeteiligten 

hat den aus der Beschlussformel ersichtlichen Erfolg. Im Übrigen ist das Rechts-

mittel unbegründet im Sinne von § 349 Abs. 2 StPO. 

Ohne Rechtsfehler hat das Landgericht aus der Differenz der legalen Ein-

nahmen des Angeklagten und seiner Ehefrau einerseits und den geschätzten 

Mindestlebenshaltungskosten für die Familie andererseits den Betrag ermittelt, 

der aus dem durch die Straftaten des Angeklagten erlangten Vermögen für Kos-

ten der Sanierung und Instandhaltung des im Alleineigentum der Nebenbeteilig-

ten stehenden Immobilie aufgewandt worden sein musste. Für die Zeit vom Au-

gust 2010 bis Dezember 2011 hat sie so rechtsfehlerfrei einen Betrag von 

12.248,13 € ermittelt. Für die nachfolgenden Zeiträume hat die Strafkammer in-

des übersehen, worauf der Generalbundesanwalt in seiner Zuleitungsschrift zu-

treffend hingewiesen hat, dass dem Angeklagten und seiner Ehefrau zusätzliche 

Einnahmen aus Mietzahlungen der Tochter zur Verfügung standen. Sie hat diese 

2 



- 4 - 

Beträge weder beziffert noch erkennbar in ihre Berechnung eingestellt. In diesem 

Umfang bedarf die Sache daher erneuter Verhandlung und Entscheidung. 

 

Franke  Krehl  Eschelbach 

 Zeng  Meyberg 

 

Vorinstanz: 

Frankfurt (Main), LG, 22.07.2020 - 7220 Js 225917/15 5/14 KLs 10/19 


